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den Gerichten angewendeten unbedingten Freiheitsstrafen 
schwankt in den Grenzen von einem Viertel bis zu einem 
Drittel aller ausgesprochenen Strafen.

In der Volksrepublik Polen wurde 1971 bei 30,6 Pro­
zent und 1975 bei 36,4 Prozent der Verurteilten Freiheits­
entzug angewendet. In der CSSR wurde in den gleichen 
Jahren bei 27 bzw. 34,8 Prozent und in der SFRJ bei 
19,9 bzw. 23,3 Prozent der Verurteilten Freiheitsentzug 
ausgesprochen. Während früher ungefähr 60 Prozent der 
zu Freiheitsentzug Verurteilten für die Dauer bis zu 
einem Jahr verurteilt wurden, wurde später die Anwen­
dungssphäre der kurzfristigen Freiheitsstrafe (insbes. der 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten) bedeutend eingeengt. 
Dazu trugen besonders die Maßnahmen zur Vervollkomm­
nung der Strafen ohne Freiheitsentzug bei. In den wäh­
rend der letzten 10 Jahre angenommenen Strafgesetz­
büchern ist die Mindestdauer der Freiheitsstrafe erhöht 
worden, und zwar von einem Tag auf einen Monat in der 
VR Bulgarien und von einer Woche auf drei Monate in 
der VR Polen.

In den sozialistischen Ländern erfolgte eine weitere 
Differenzierung der Strafvollzugsanstalten unter Berück­
sichtigung der Strafdauer, des Charakters der begangenen 
Straftaten (Schuldform), des Vorliegens von Vorstrafen 
sowie des Geschlechts und Alters der Verurteilten. Außer­
dem ist ein System von Maßnahmen zur Wiedereingliede­
rung vorgesehen. Personen, die erstmals wegen fahrlässi­
ger Straftaten bis zu drei Jahren oder wegen vorsätz­
licher Straftaten bis zu einem Jahr verurteilt worden 
sind, werden in neu geschaffene besondere Besserungs­
anstalten eingewiesen. Nach dem Gesetz der VR Bulga­
rien vom 23. April 1974 wird die Strafe bei diesen Perso­
nen in Erziehungs- und Besserungsheimen mit erleich­
tertem Regime verwirklicht.

Anwendung von Strafen ohne Freiheitsentzug

Die weitere Differenzierung der Strafarten mit dem Ziel, 
ihre gesellschaftliche Effektivität zu erhöhen, ist eine der 
Hauptrichtungen beim Ausbau des Strafensystems. Unter 
den Bedingungen des Sozialismus bilden Straftaten ohne 
hohe Gesellschaftsgefährlichkeit den überwiegenden Teil 
aller Straftaten. Deshalb ist die Erarbeitung von wirk­
samen Mitteln zu ihrer Bekämpfung eines der grund­
legenden strafrechtlichen Probleme. Für die gerichtliche 
Praxis in den sozialistischen Ländern ist die erweiterte 
Anwendung' von Strafen ohne Freiheitsentzug charakte­
ristisch.

Außer den traditionellen Strafen ohne Freiheitsentzug, 
die weiter vervollkommnet wurden, wie z. B. die bedingte 
Verurteilung (das StGB der DDR zählt die Verurteilung 
auf Bewährung zu den Strafen; nach dem StGB der SFRJ 
wird sie zu einer Art der strafrechtlichen Sanktionen ge­
rechnet), I esserungsarbeit (diese ist in allen sozialistischen 
Ländern — ausgenommen die DDR und die VR Polen — 
bekannt), Geldstrafe und öffentlicher Tadel, sind neue 
Strafarten ohne Freiheitsentzug eingeführt worden: die 
Strafe der beschränkten Freiheit (Art. 33 StGB der VR 
Polen), die Zwangsansiedlung ohne Freiheitsentzug (StGB 
der VR Bulgarien), der Ersatz der Hauptstrafe durch eine 
Zu^atzstrafe (Art. 56 StGB cer VR Polen).

3er Anteil der von den Gerichten ausgesprochenen 
Strafen ohne Freiheitsentzug betrug z. B. in der CSSR 
1971 66,8 Prozent (davon 39,9 Prozent bedingter Freiheits­
entzug, 17 Prozent Besserungsarbeit, 7,2 Prozent andere 
selbständige Maßnahmen und 2,7 Prozent Befreiung von 
der Strafe) und 1975 65,2 Prozent (davon 34,8 Prozent be­
dingter Freiheitsentzug, 20,5 Prozent Besserungsarbeit, 
8,4 Prozent andere selbständige Maßnahmen und 1,5 Pro­
zent Befreiung von der Strafe). In der VR Polen wurden 
in den Jahren 1971 bis 1976 im Durchschnitt 66 Prozent der 
Verurteilten zu Strafen ohne Freiheitsentzug verurteilt.

Bei den Strafen ohne Freiheitsentzug ist auf zwei 
wichtige Momente hinzuweisen: Es werden nicht nur die

bisher in der Gesetzgebung bereits vorgesehenen Arten 
dieser Strafen vervollkommnet und ihre Anwendungs­
bereiche erweitert, sondern auch neue Arten in die Straf­
gesetzbücher aufgenommen. Die Vervollkommnung besteht 
in der besseren Organisation der Verwirklichung dieser 
Strafen, in der Festlegung oder Verbesserung der Kon­
trolle über das Verhalten des Verurteilten und in der 
Verstärkung der Zwangselemente bei einigen dieser 
Strafarten. So war bei der Verabschiedung des neuen 
StGB der VR Bulgarien die Mindestdauer der Besserungs­
arbeit von einem Tag auf drei Monate und die Mindest­
höhe des Abzugs vom Entgelt auf 10 Prozent festgelegt 
worden. Außerdem ist die obligatorische Information des 
Kollektivs über die Verurteilung einer Person zu Besse­
rungsarbeit vorgesehen. Auch die Möglichkeiten der An­
wendung von Besserungsarbeit sind erweitert worden. Im 
StGB der VR Bulgarien ist bei 24,3 Prozent aller Straf­
androhungen Besserungsarbeit vorgesehen (früher waren 
es nur 15,9 Prozent).

Bei der Annahme des neuen Strafgesetzbuchs der VR 
Polen sind die Normen über die bedingte Verurteilung 
geändert worden. Das Gericht hat das Recht, diese Nor­
men beim Ausspruch von Freiheitsentzug bis zu drei 
Jahren bei fahrlässig begangenen Straftaten anzuwenden 
und zusätzlich eine Geldstrafe auszusprechen. In diesem 
StGB ist ein umfangreicher Katalog von Pflichten fest­
gelegt, die das Gericht dem bedingt Verurteilten während 
der Bewährungszeit auferlegen kann und die zur Erzie­
hung des bedingt Verurteilten beitragen. Das Gericht kann 
ihn verpflichten, vollständig oder teilweise den durch die 
Straftat angerichteten Schaden zu ersetzen, sich beim Ge­
schädigten zu entschuldigen, für den Lebensunterhalt einer 
anderen Person aufzukommen, im Interesse der Gesell­
schaft bis zu 20 Stunden monatlich bestimmte Arbeiten 
auszuführen, eine Arbeit aufzunehmen, eine Lehranstalt 
zu besuchen oder einen Beruf zu ergreifen und den 
Aufenthalt in einer bestimmten Umgebung oder den Be­
such bestimmter Orte zu meiden. Das Gericht ist berech­
tigt, während der Bewährungszeit auch andere Aufforde­
rungen in bezug auf das Verhalten des Verurteilten zu stel­
len, wenn dadurch die Begehung neuer Straftaten verhin­
dert werden kann. Das Gericht kann während der Bewäh­
rungszeit in Abhängigkeit vom Verhalten des Verurteilten 
den Kreis der ihm auferlegten Pflichten erweitern oder 
abändern (Art. 75 § 2 StGB der VR Polen) oder ihn von 
ihrer Erfüllung befreien.

Das Verhalten des bedingt Verurteilten in der Bewäh­
rungszeit und die Erfüllung der ihm auferlegten Pflichten 
werden kontrolliert. Das Gericht kann für diese Zeit einer 
dafür benannten vertrauenswürdigen Person (Kurator), 
einer Institution oder Organisation die Aufsicht über den 
Verurteilten übergeben. Diese sind verpflichtet, das Gericht 
über das Verhalten des bedingt Verurteilten, insbesondere 
über die Erfi llung der ihm auferlegten Pflichten, zu in­
formieren. Die Aufsicht ist ein wichtiges erzieherisches 
Mittel, die das Ziel hat, den Verurteilten allseitig zu un­
terstützen, damit er die Bewährungszeit erfolgreich be­
steht, die Rechtsordnung achtet und keine neuen Rechts­
verletzungen begeht. Die Aufsicht wird als wesentliches 
Element der bedingten Verurteilung betrachtet, die zur 
Erhöhung ihrer Effektivität und zur Umerziehung des 
Täters unter den Bedingungen der Freiheit beiträgt.

Zur Regelung der bedingten Verurteilung im neuen 
StGB der VR Polen führt der polnische Strafrechtler
S. P a w e 1 a aus: „Alle genannten Formen der beding­
ten Verurteilung schaffen im Grunde genommen eine neue 
Qualität.“ Während 1969 lediglich 14 Prozent der bedingt 
Verurteilten unter Aufsicht gestellt worden waren, stieg 
die Anzahl 1976 auf 37,5 Prozent an. Es wächst auch die 
Anzahl der Kuratoren: 1976 gab es 14 738 ehrenamtliche 
und 524 Berufskuratoren bei den Gerichten. Die Fest­
legung der Aufsicht macht die bedingte Verurteilung effek­
tiver.


